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Marktmadit und Nachfrageentwicklung entscheiden

Wenn wir hier davon ausgehen 
wollen, daß soziale Geredi- 

tigkeit
1. erheblichen überdurchschnittlichen Ein­
kommens- und Vermögenszuwachs ohne 
entsprechende Sonderleistungen und
2. echte Not bei gleichzeitigem Überfluß 
und verschwenderischem Konsum
aussdiließt, so werden Kenner 
unserer Verhältnisse keinen Zw ei­
fel daran haben können, daß das 
deutsche Wirtschaftswunder das 
Ziel sozialer Gerechtigkeit nicht 
erfüllt hat.

Wer die Zusammenhänge markt­
wirtschaftlicher Wacfastumisverhält- 
nisse kennt, kann darüber nicht 
erstaunt sein. Produktion und Ein­
kommensbildung sind ln der 
Marktwirtsdiaft zwei zunächst un­
trennbare Seiten ein und des­
selben Prozesses. W er dem wirt­
schaftlichen Wachstumsprozeß am 
nächsten steht und am meisten 
Marktmadit besitzt, sich preis- und 
lohnpolitisch zu rühren, wird sich 
das größte Stück aus dem Einkom­
mens- und Vermögenskuchen her­
ausschneiden können. Soll das auf 
Steuer- und wirtschaftspolitischem 
Wege geändert werden, so wird 
die Regierung in einer parlamen­
tarischen Demokratie vor die 
heikle Aufgabe gestellt, gerade 
gegen die Interessen derjenigen 
zu handeln, die auf Grund ihrer 
wirtschaftlichen M adit auch erheb­
lichen politischen Einfluß haben.

Vollbeschäftigung  
und Einkommensverteilung

Offenbar ist es uns gelungen, 
die Vollbeschäftigung zu einem 
Dauerzustand unserer Marktwirt­
schaft zu machen. Damit haben 
wir eine der schlimmsten sozialen

Plagen des 19. Jahrhunderts be­
seitigt: die Arbeitslosigkeit. Das 
Problem sozialgerechter Einkom­
mensverteilung ist jedoch unge­
löst geblieben. Es stellt sich auch 
bei ständiger Vollbeschäftigung 
von neuem, wenn auch mit etwas 
verschobenen Akzenten.

Dauernde Vollbeschäftigung be­
deutet praktisch mehr oder weni­
ger gleichmäßiges Wachstum der 
Wirtschaft. In unserer gewinn- 
und absatzorientierten Marktwirt­
schaft läßt sich dieser Zustand 
nur erhalten, wenn die Nachfrage 
mit dem Produktionszuwachs auf 
den Märkten Schritt hält, ihm im 
Zweifel sogar ein wenig voraus­
eilt. Leicht inflatorischer Druck auf 
die Preise (schleichende Inflation) 
erhöht die Gewinnerwartungen 
und die Bereitschaft zu investieren. 
Aber Preissteigerungen wirken 
sich auch auf die Einkommensver­
teilung ausi. W er zuerst die Preise 
erhöht, steigert sein Einkommen 
auf Kosten der ändern, die diese 
Preise zahlen müssen, aber ihre 
eigenen Nominaleinkommen nicht 
im mindestens gleichen Umfang 
erhöhen können, w ie sie von den 
Preissteigerungen belastet werden. 
Marktmacht und Zufälligkeit der 
Nachfrageentwicklung entscheiden 
daher mehr als die eigene Lei­
stung über die Verteilung der 
Einkommen.

Das gilt nicht nur für die Unter­
nehmergewinne. Auch bei den 
Lohn- und Gehaltsempfängern sind 
die Stärke der Gewerkschafts­
organisation, der Umfang der tech­
nisch bedingten, nicht ohne w ei­
teres von einzelnen Arbeitneh­
mern mit verursachten Produktivi­

tätssteigerung und der zufällige 
Knappheitsgrad der Arbeitskräfte 
mehr als eigene Leistungssteige­
rung für die Einkommensentwick­
lung entscheidend. Jeder kann es 
heute —  nicht nur in, der Bau­
wirtschaft —  erleben, daß Einkom­
menssteigerungen mit Leistungs­
minderungen einhergehen. So wer­
den gerade Vollbeschäftigung und 
schleichende Inflation zu Ursachen 
des ersten Kennzeichens für das 
Fehlen sozialer Gerechtigkeit, zu 
Ursachen neuer Einkommensdiffe­
renzierungen, die nichts oder nur 
wenig mit unterschiedlichen Lei­
stungsbeiträgen zu tun haben und 
die übrigens auch nicht durch eine 
progressive Einkommensbesteue­
rung revidiert werden könnten.

D rei Gruppen unterentw ickelter 
Konsum enten

Aber audi das zweite Kennzei­
chen, echte Not bei gleichzeitigem 
Überfluß, ist in größerem Maße 
vorhanden, als man es gemeinhin 
gern wahrhaben will. Die markt­
wirtschaftliche Einkommensvertei­
lung bedenkt diejenigen nicht mit 
Einkommen, die sich am W irt­
schaftsprozeß nicht mit Leistung 
oder Scheinleistung zu beteiligen 
vermögen. Sie sind auf die Um­
verteilung der Einkommen durch 
den Staat angewiesen. W ie  weit 
sie dabei durch Fürsorgesätze und 
Sozialrenten bedacht werden, hängt 
nicht nur davon ab, w ie  es mit 
dem sozialen Gewissen von  Par­
lament und Regierung und mit 
dem sozialen Sinn derjenigen be­
stellt ist, die auf einen Teil ihrer 
Einkommen verzichten müssen, 
sondern auch davon, welche wirt­
schaftspolitischen Ziele und M e­
thoden man grundsätzlich zu ak­
zeptieren bereit ist. Lehnt man

Alle in der Abteilung „Zeitgespräch“  veröffentlichten Beiträge sind fr e ie  M einungsäußerungen von Per- 
sönlUMceiten aus fVirtschaft und Politik und von in- und ausländischen M itarbeitern. Sie enthalten keine  
Stellungnahme der Redaktion und sind keine offiziösen  Äußerungen der herausgebenden Institutionen.
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das Wadistum der Staatsausgaben 
grundsätzlidi ab, w ill man die 
Einkommensverteilung aus Prinzip 
dem freien Spiel marktwirtsdiaft- 
lidier Kräfte überlassen wissen, so 
entsdieidet man damit gleidizeitig 
gegen die politisdi und markt- 
wirtsdiaftlidi Sdiwadien, die auf 
Unterstützung durdi staatlidie Ein­
kommenspolitik angewiesen sind. 
Da das heute nodi gültige wirt- 
sdiaftlidie Glaubensbekenntnis sidi 
durdi soldie Grundsätze auszeidi- 
net, kann denjenigen Gruppen 
kaum wirksam geholfen werden, 
bei denen audi heute nodi edite 
Not herrsdit.

Zu diesen Gruppen gehören 
heute nodi immer die Renten- und 
Fürsorgeempfänger., Ihre N ot leug­
n enzu w ollen , zeugt von  Unkennt­
nis, Gleidigültigkeit und Phantasie- 
losigkeit. Diese N ot zu beseitigen, 
ist ohne Erhöhung der Soziallasten 
(über Steuern oder Sozialabgaben) 
nidit möglidi.

Audi in der Gruppe der unteren 
Arbeitseinkommen befinden sidi 
nodi v iele  Familien in wirklidier 
Not. Für eine Familie, die über 
einen einzigen Verdiener verfügt, 
garantiert ein Brutto-Monatsein- 
kommen von 400 DM oder weni­
ger keineswegs das, was man 
heute zur Dedcung des Existenz­
minimums braudit (auf keinen 
Fall bei wadisenden Familien und 
bei einem durdi eine entfernte 
Arbeitsstelle bedingten längeren 
Arbeitstag). W enn hier die ge- 
werksdiaftlidie Lohnpolitik nidit 
ausreidiende Abhilfe sdiaffen kann, 
sollte es durdiaus Sadie des Staa­
tes sein, ausgleidiend einzugrei­
fen. Es bieten sidi viele M öglidi- 
keiten; Durdi Familienausgleidis- 
kassen, gezielte Wohnungsbau- 
und Mietpreispolitik, Arbeitsver­
mittlung und Umsdiulungsbeihilfen 
ließe sidi in verstärktem Maße 
gerade soldien Familien helfen, 
die aus eigener Kraft ein zurei- 
diendes Existenzniveau nidit zu 
erreidien vermögen.

Sdiließlidi kann in besonderen 
Situationen wirklidies Elend audi 
dort nodi entstehen, w o es unter 
normalen Verhältnissen sdion ge­
bannt zu sein sdiien. Der w idi­
tigste Fall ist das Auftaudien 
häufiger oder anhaltender Krank­
heit audi bei soldien Lohnemp­

fängern, die über ein für normale 
Verhältnisse ausreidiendes Ein­
kommen verfügen. Die Notwen­
digkeit, m ißbräudilidie Ausnutzung 
der Krankenfürsorge auf ein M ini­
mum zu besdiränken, läßt heute, 
im Augenblidt der Krankenver- 
sidierungsreform, allzu leid it über­
sehen, daß mehr als bisher für 
die Gesunderhaltung der Bevöl­
kerung getan werden muß, nidit 
nur um gegenwärtige Not zu lin­
dern, sondern audi um spätere 
Kosten zu vermeiden.

Steuerung der N achfrage 
W enn man aber die Kaufkraft 

dieser drei Gruppen erhöht (oder 
die öffentlidien Aufwendungen 
für sie steigen), muß man im „Zeit­
alter der sdileidienden Inflation* 
dafür Sorge tragen, daß die da­
durdi gesteigerte Nadifrage die 
inflatorisdien Tendenzen nidit ver­
stärkt. Ob dies eine unlösbare 
„Quadratur des Zirkels“ ist oder

nidit, hängt davon ab, wozu man 
wirtsdiafts- und sozialpolitisdi be­
reit ist. Man muß sidi allerdings 
sdion über das Laissez-faire hin­
aus etwas einfallen lassen: Man 
kann zum Beispiel einen Teil von 
der den Sozialrentnern zugeführ­
ten Kaufkraft auf Märkte soldier 
existenzwiditigen Güter lenken, 
die einen Nadifragezuwadis auf­
nehmen können. A uf jeden Fall 
aber müßte man sidi entsdiließen, 
den aufwendigen Lebensstil um 
einiges einzusdiränken, der durdi 
den als produktiven Aufwand ge­
tarnten Verbraudi (z.B. über Spe­
senkonto) verursadit wird.

W irtsdiaftspolitisdie Mittel ste­
hen jedenfalls zur Verfügung. Die 
Frage ist nur, ob man sie in einer 
parlamentarisdien Demokratie zu­
gunsten von  Gruppen anwenden 
will, die politisdi v iel zu sdiwadi 
sind, um ihre Interessen wirkungs­
voll zu vertreten. (H.D.O.)

Langfristiges Ziel: Planmäßige Gestaltung der Sozialpolitik

D ie  zurüdiliegende Periode des 
wirtsdiaftlidien Aufstieges der Bun­
desrepublik ist gekennzeidinet 
durdi das Streben nadi einer mög- 
lidist rasdien Vergrößerung des 
Sozialprodukts, das allein die 
Grundlage für eine W ohlstands- 
gesellsdiaft, in der sidi Besdiäfti­
gung und Einkommen auf hohem 
Niveau einspielen, bilden konnte. 
Dabei mußte jedod i die Zielsetzung 
der Wadistumsmaximierung mit 
einier gerediten Einkommensver­
teilung in W idersprudi geraten.

D er K reis der Benachteiligten
W ährend sidi nämlidi über die 

Preise und d ie  Löhne d ie  Einkom­
men der am Wirtsdiaftsprozeß Be­
teiligten manipulieren lassen und 
immer mehr Bevölkerungskreise 
einen bisher nodi nidit dagew ese­
nen Lebensstandard erreiditen, 
konnten die zum größten Teil nidit 
mehr in einem unmittelbaren Zu­
sammenhang mit dem W irtsdiafts­
prozeß stehenden Gruppen ihren 
ebenfalls bereditigten Forderungen 
keinen m aditpolitisdien Nadidrudc 
verleihen. Sie bleiben mit einer 
teilweise unter dem Existenzmini­
mum liegenden besdieidenen Le­
benshaltung w eit hinter der W ohl- 
standsentwidclung zurüdc.

Es sind dies die Bevölkerungs- 
sdiiditen, die ihre wirtsdiaftlidie 
Existenz aus abgeleiteten Einkom­
men, also aus den Aufwendungen 
für die Sozialversidierung, die 
Kriegsopferversorgung, aus Pensi- 
ons- und Versidierungsleistungerii 
bestreiten müssen. Die große 
Gruppe der Empfänger von Sozial­
leistungen der versdiiedensten A r­
ten madit immerhin etwa den fünf­
ten Teil der Bevölkerung aus. Un­
ter ihnen ist die Zahl der Rentner, 
deren Einkommen kaum das Exi- 
stenzminimum erreidit oder über- 
sdireitet, n od i immer beträditlidi. 
W enn audi einiges in der Vergan­
genheit zur Linderung der größten 
N ot getan wurde und audi die Ren- 
tenneform von  1957 für einen gro­
ßen Teil dieser Kreise eine erheb- 
lid ie Besserung ihrer wirtsdiaft- 
lidien Lage zur Folge gehabt hat, 
so dürfen jed od i nidit die Gefah­
ren übersehen werden, die aus der 
Vertiefung sozialer Spannungen 
für den Bestand der gesellsdiaft- 
lidien Ordnung entstehen können. 
Die nodi vorhandenen bzw. neu ent­
stehenden sozialen Diskrepanzen 
sollten wir gerade im Wettrennen 
um das goldene Kalb nidit über­
sehen und uns vielm ehr solidarisdi
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bemühen, damit audi diese Bevöl- 
kerungssdiiditen. wenigstens einen 
gewissen Ansdiluß an die Entwick­
lung der allgemein steigenden Le­
benshaltung infolge des besdileu- 
nigten Einkommenszuwadises er­
halten.

Mit dem steigenden Sozialpro­
dukt wädxst audi der Grad sozial- 
politisdier Freiheit, der es ermög- 
lidien sollte, „eine Umsdiiditung 
des Volkseinkommens zwisdien 
den Generationen ohne Störungen 
des Gleidigewidits in der Gesamt- 
wirtsdiaft und ohne untragbare 
Minderung des Lebensstandards 
der Sdiaffenden“ —  w ie  es im So- 
zialberidit der Bundesregierung von 
1959 als Ziel deklariert w ird —  
herbeizuführen und damit den äl­
teren Mensdien, die aus dem Be­
ruf ausgesdiieden sind, eine Sidie- 
rung zu geben, die w ir ja  audi 
wiederimi von  der nadifolgenden 
Generation erwarten.

Diskrepanz 
der Verbrauchsausgaben

W ollen wir uns ein Bild von  dem 
Lebensstandard dieser zurüdcgeblie- 
benen Gruppen madien, so brau- 
dienw ir uns nur deren Verbraudis- 
ausgaben vor Augea zu halten und 
sie mit den Arbeitnehmerhaushal­
tungen zu vergleidien. Die Statistik 
faßt sie in der unteren Verbrau- 
diergruppe zusammen, die ihr Ein­
kommen vorwiegend in Form von 
Leistungen der Sozialversidierung, 
der Arbeitslosenversidierung, der 
öffentlidien und privaten Fürsorge, 
der Kriegsopferunterstützungenu.ä. 
beziehen. Die Ausgaben eines 
durdisdinittlidien 2- oder 3-Perso- 
nenhaushaltes dieser unteren Ver- 
braudiergruppe haben sidi von
160,08 DM 1952 auf 231,34 DM

1956, dann auf 268,36 DM 1957 und 
auf 270,93 DM 1958 erhöht. W enn 
1956 eine monatlidie Ausgabe für 
Lebenshaltung von  85,22 DM pro 
Person, eines Rentnerhaushaltes er- 
redinet wurde, so ist es verständ- 
lidi, daß diese untere Verbraudier- 
gruppe die Arbeitnehmerhaushal­
tungen geradezu als wohlsituiert 
ansah. Die Untersdiiede zeigten 
sidi in den  Ausgaben für Genuß- 
mittel, Hausrat und Bekleidung, 
w o nur die Hälfte des Aufwandes 
gegenüber dem des Arbeitnehmer- 
haushaltes zu verzeidinen war. Be­
sonders kraß ist der Untersdiied 
bei den Aufwendungen für Bildung 
und Unterhaltung, die sidi 1956 
pro Rentner nur auf 4,1 ®/o gegen­
über dem Arbeitnehmer mit immer­
hin 8 ,3“/» beliefen. Der Anteil der 
Ausgaben für Ernährung und W oh ­
nung ist natürlidi um so größer, 
je  kleiner das Einkommen ist.

Seit April 1957 zeigte sidi aller­
dings eine wesentlidie Besserung 
der Lebenshaltung der über 7,5 
Mill. Rentner im Bundesgebiet. 
A udi diese Entwiddung sdilug sidi, 
wenn audi in relativ engen Gren­
zen, in der Ausgabenstruktur nie­
der. Die durdi die Rentenreform 
und die Anpassung der Renten an 
die gestiegenen Lebenshaltungs­
kosten erhöhten Einkommen wur­
den vor allem dazu benutzt, not­
w endige Hausratsansdiaffungen 
vorzunehmen, außerdem wurde 
mehr für Genußmittel und Bildungs- 
bzw. Unterhaltungsbedürfnisse aus­
gegeben. Der Mehrbetrag der Ren­
tenerhöhung wurde in voller Höhe 
konsumiert.

Nun trifft diese besdieidene Le­
benshaltung natürlidi nidit auf alle 
Renten- oder Unterstützungsbezie­

her zu, und das Spridiwort: ,Zum 
Leben, zu wenig, zum Sterben zu 
v iel" ist nur auf einen besonderen 
Kreis der sozial sdiwadien Bevöl­
kerung airzuwenden. Denn der tat- 
sädilidie Nutzeffekt der Soizal- 
leistungen ergibt sidi hidit nur aus 
der absoluten H öhe des Renten­
betrages, sondern aus den auf einen 
Hauhalt entfallenen versdiiedenen 
Renten. Ungefähr die Hälfte aller 
Familien der Rentner und audi 
Arbeitnehmer hat mehr als einen 
Einkommensbezieher.

W enn audi die Einnahmen und 
Ausgaben der Haushaltungen, die 
ihre Existenz aus der Einkommens- 
Übertragung der Sozialleistungen 
bestreiten, in den letzten Jahren 
weiter gestiegen sind und ein 
durdisdinittlidier 2- oder 3^Perso- 
nen - Rentnerhaushalt heute rd. 
260 DM für die Lebenshaltung aus­
geben kann, so ist das gemessen 
an dem Anstieg des allgemeinen 
Einkommensniveaus dodi so unge­
nügend, daß mit Redit audi im Hin- 
blids auf die geringen Lohnein­
kommen in mandien Wirtsdiafts- 
bereidien, vor allem im Handel, 
aber audi bei gewisen Gruppen 
von kleinen selbständigen Existen­
zen, von  einer Verzerrung der Ein­
kommenspyramide trotz gestiege­
ner Masseneinkommen und einer 
hödist unsozialen Verteilung ge­
sprodien werden muß.

Rentenanpassungen  
und ihre Finanzierung

Es ist eine m oralisdie Verpflidi­
tung und eine Voraussetzung des 
sozialen Friedens, daß durdi w ei­
tere Erhöhungen der Renten audi 
diesen Bevölkerungskreisen eine 
Teilnahme an der W ohlstands­
steigerung ermöglidit wird und sie

C O MME R Z B A N K
A K T I f N  O C S E L L S C H A P T

D Ü S S E L D O R F  • F R A N K F U R T (M A I N) • H A M B U R G  
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nidit nur unmittelbare Lebens­
bedürfnisse,, sondern audi darüber 
hinausgehende Ansprüdie befrie­
digen können. Da die Einkommen 
der Erwerbstätigen die wesentlidie 
Q uelle der Renten bilden, muß sidi 
die Anpassung der Renten an die 
veränderte Bemessungsgrundlage 
nadi dem Anteil des Volkseinkom ­
mens je  Erwerbstätigen riditen. 
Eine weitere Steigerung der Pro­
duktion muß dazu die M öglidikeit 
bieten. Außerdem sind die konjunk­
turelle Situation im Zeitpunkt der 
Erhöhung sow ie die Größe und 
Verwendung der zusätzlidien Ren­
tenzahlungen von  Bedeutung. Eine 
Anpassung um 5,94 "/o ab 1960 er­
fordert finanzielle Aufwendungen 
von etwa 770 Mill. DM, ein Betrag, 
der ungefähr 0,6 ”/o der für 1960 
zu erwartenden Masseneinkommen 
ausmadien und überwiegend dem 
Konsum zugeführt werden, dürfte.

Es wird allerdings für die Zu­
kunft sdiwierig sein, fortlaufend 
dynamlsdie Rentenanpassungen 
ohne Störungen des volkswirt- 
sdiaftlidien Gleidigewidits vorzu­
nehmen. Es ist zu befürditen, daß 
weitere Anpassungen in einigen 
Jahren die Finanzlage der Renten- 
versidierungen in eine Situation 
des Kapitalmangels bringen wer­
den und daß die Dedcungsvorsdirif- 
ten nidit eingehalten werden kön­
nen. Ohne Sidierung entspredien- 
der Einnahmen, eventuell aus Bei­
tragserhöhungen, w ird ein Verm ö­
gensverzehr der Rentenversidie- 
rungsträger eintreten mit der Kon­
sequenz des Zinsverlustes und mit 
Rüdewirkungen auf den Kapital­
markt, auf den audi dann der Bund 
zur Dedcung seiner Verpflichtun­
gen zurückgreifen muß.

W ill man ohne Steuererhöhung 
und zusätzliche Belastung der öf­
fentlichen Haushalte die notwendi­
gen sozialen M ehrkosten aufbrin­
gen, so bleibt nur eine Umvertei­
lung der Budgetmittel auf Kosten 
anderer Ausgaben oder eine bes­
sere Koordinierung des Mittelein­
satzes innerhalb des allzu zersplit­
terten Rentensystems übrig. Ein 
marktkonformerer W eg  allerdings 
wäre die Vermeidung von w eite­
ren Preiserhöhungen, die über die 
Mechanisierung und Rationalisie­
rung in der Produktion erzielt wer­
den könnte, und die Verbilligimg

dier Produkte, die zu einer besse­
ren Bedarfsdeckung der Grund­
bedürfnisse, d. h. also W ohnungs­
bau, Bekleidung und Agrarerzeug­
nisse, dienen könnte.

Langfristiges Ziel muß aber eine 
planmäßige Gestaltung der Sozial­
politik sein, um eine optimale A us­
nutzung der Sozialquote zu errei­
chen. Eine grundlegende Neuord­
nung eines differenzierten und teil­
weise verzerrten Sozialversiche­
rungssystems, in dem diejenigen, 
denen es am schlechtesten geht,

noch nicht ausreichend versorgt 
sind, ist anzustreben. Es ist eine 
ungesunde Situation, wenn die M it­
tel für Hilfsbedürftige, die zum 
großen Teil von  den niedrigeren 
Einkommensschichten aufgebracht 
werden, vornehmlich den weniger 
hilfsbedürftigen Gruppen zufließen. 
Vielleicht sollte man auch verschie­
dene hohen Renten, d ie den Le­
bensbedarf beträchtlich überschrei­
ten, kürzen, um damit d ie un­
zureichenden Mindestrenten aufzu­
stocken. (Ni)

Versicherung gegen Armut

D enn w ovon lebt d er M ensch ? 
Erst muß es möglich sein auch 
arm en Leuten, vom g roßen Brot­
laib sich ihr Teil zu  schneiden.

D e r  Sinn des Wirtschaftens kann 
—  auch bei einem völlig  freien 
Wirtschaftssystem —  nicht nur im 
individuellen Erfolg liegen. Denn 
der einzelne wird, wenn die Ge­
sellschaft, die ja  für ihn und mit 
ihm arbeitet, in größeren und 
selbst in kleineren Gruppen w e­
sentlich hinter dem Durchschnitts­
erfolg zurückbleibt, auch nur einen 
recht verminderten Anteil am Er­
folg seiner Leistungen ernten kön­
nen. Denn der langsamste W agen 
bestimmt die Gesdiwindigkeit des 
Trecks. Außer dieser streng ego­
istischen —  oder sagen wir „klas- 
sisch-ökonomischen" —  M otivie­
rung für die Besserstellung der 
„armen Leute" gibt es noch andere 
Begründungen. Da ist etw a das 
christlidie Motiv, das in der abend­
ländischen Weltanschauung stark 
verwurzelt ist und die Hilfe für die 
Armen zu seinem Leitsatz gemacht 
hat. Da ist das humanitäre Prinzip, 
das die Menschenwürdigkeit jedes 
Daseins fordert und das dem ästhe­
tischen Prinzip, das sich gegen die 
Häßlichkeit der Armut richtet, ver­
wandt ist. Da ist ferner das patri­
archalische Prinzip, das nosistisch 
aus der Sittenverbundenheit die 
Pflidit zur Unterstützung ableitet. 
Und last not least haben wir das 
soziale Prinzip, das aus einem ma­
teriellen Ausgleich die Beseitigung 
gesellschaftlidier Spannungen er­
wartet.

W ir haben viele M otive und 
Prinzipien, die die Beseitigung der 
Armut fordern, aber keine rechte

Hilfe, die es tut. W ir können uns 
nämlich nicht damit unserer V er­
antwortung entziehen, wenn wir 
mit halbwegs gutem Gewissen 
feststellen wollten, daß heute nie­
mand verhungert oder erfriert. Die 
Grenze des physischen Existenz­
minimums reicht nicht aus, um den 
Kreis der „Arm en" abzustecken. 
W ir müssen uns schon etwas mehr 
Mühe geben: wir müssen vom  so ­
zialen Existenzminimum ausgehen.

Das sozia le Existenzm inim um

Ganz genau läßt sich nicht defi­
nieren, was wir unter dem sozialen 
Existenzminimum verstehen w ol­
len. Aber eigentlich haben wir alle 
eine Vorstellung von  dem, was ge­
meint ist. W ir können nicht sagen, 
so und so viel Pfund Kartoffeln, 
so und so v iel Gramm Fleisch, so 
viel Liter Milch, dies und das Klei­
dungsstück gehören zum sozialen 
Existenzminimum. Die W ahl, wie 
das Individuum sein soziales Exi­
stenzminimum gestalten möchte, 
muß ihm überlassen bleiben. V iel­
leicht kauft er kein Fleisch, dafür 
ein Buch. Vielleicht trinkt er keine 
Milch und geht dafür ins Kino, 
vielleicht zieht er Brot den Kartof­
feln vor. Aber das Charakteristi­
kum des sozialen Existenzmini­
mums liegt gerade darin, daß ihm 
über die Erhaltung der Existenz 
hinaus eine gewisse W ahl bleibt. 
Diese W ahl mag bescheidenste, 
billigste W ünsdie erfüllen, aber die 
M öglichkeit dieser W ahl ist w e­
sentlich.

W enn wir also eine Garantie 
des Existenzminimums fordern, mei­
nen wir immer das soziale Exi­
stenzminimum. Eine Existenz, w ie
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wir sie im Zeichen des Wirtsdiafts- 
wunders und Wohlstandes eben 
gerade nodi verantworten können, 
ohne sdiamrot zu werden. W enn 
wir audi nidit die versdiiedenen 
Formen dieser gesellsdiaftlidi nodi 
zu veranwortenden Existenz um- 
sdireiben können, so mag die g lo ­
bale Zahl, die mitunter in die De­
batte geworfen wird und für den 
einzeln lebenden M ensdien ein 
monatlidies Mindesteinkommen 
von 200 bis 250 DM (je nadidem, 
ob mit oder ohne Mietzusdiuß) for­
dert, eine ungefähre Vorstellung 
dieses Begriffs des sozialen Exi­
stenzminimums geben. Für Mehr- 
personenhaushalte könnte man 
leidit entsprediende Abstufungen 
finden.

D ie asozialen Elem ente

Ehe wir die M öglidikeiten einer 
soldien sozialen Sidierung aufzei­
gen, wollen wir einem Argument 
begegnen, das so oft gegen eine 
Armutbekämpfung ins Feld geführt 
wird. Es heißt so sdinell, daß an­
gesidits unserer heutigen Konjunk­
turlage und unserer Arbeitsmarkt­
lage jeder selbst daran sdiuld sei, 
wenn er zu den „Zurüdcgebliebe- 
nen“ gehöre, und daß es sidi um 
Elemente handele, die asozial seien 
und nidit reditzeitig an eine A l- 
terssidierung gedadit haben. Das 
ist ein bitteres Unredit gegen die 
„armen Leute“ . Es gibt so  viele 
Wediselfälle des Lebens, daß die 
meisten Armen unversdiuldet in 
ihre harte Lage gekommen sind.

Gewiß gibt es in den Kreisen 
der Armen einige asoziale Ele­
mente, die ihre Armut selbst ver- 
sdiuldet haben. Aber was besagt 
das? Es gibt unter den Reidien

und den Versdiwendern minde­
stens den gleidien Prozentsatz aso­
zialer Elemente, ohne daß sie einer 
tadelt. W enn man diese enteignen 
wollte, könnte man vielleidit ohne 
Sdiwierigkeiten die unversdiuldet 
Armen auf ein mensdienwürdiges 
Lebensniveau heben. Diese Auf­
fassung liegt uns aber nidit.

W ollen  wir uns dodi lieber da­
mit abfinden, audi den geringen 
Prozentsatz der asozialen Armen 
aus unserem Reiditum mit zu un­
terhalten. V ielleidit ist es der be­
ste W eg, sie aus ihrer asozialen 
Verkrampfung zu lösen. A udi sie 
sind im Blidcwinkel unserer dirist- 
lidien und humanitären Einstellung 
Mensdien, die unserer Gesellsdiaft 
angehören und für die wir ver- 
antwortlidi sind. W er will sidi dar­
über zum Riditer aufwerfen? Das 
untersdieidet ja  gerade audi un­
sere abendländisdie W eltansdiau- 
ung von  der kommunistisdien Dok­
trin, die das Redit zum Leben nur 
aus der gesellsdiaftlidi notwendi­
gen Arbeitsleistung ableitet und 
asoziale Elemente lieber liquidiert 
als unterhält.

D ie K osten frage

Man sdieut so leidit vor der 
Frage der Kosten zurüdc. Aber wir 
dürfen die Kosten nur in der Re­
lation zu unserer Gesamtwirtsdiaft 
sehen. Es gibt heute nicht so sehr 
viel Arme, die in unser Programm 
fallen, das heißt aber nidit, daß 
wir sie vergessen können, w eil sie 
vielleidit für das W ahlergebnis 
einer großen Partei nidit aussdilag- 
gebend sind, w eil sie nidit organi­
siert sind oder w eil sie vielleidit 
dem Besudier im Sdiaufenster un­
seres W ohllebens nidit auffallen.

Kurz gesagt, um die Minderein­
kommen etwa auf das oben ge­
nannte Niveau aufstodcen zu kön­
nen, würde vielleidit —  grob ge- 
sdiätzt —  eine Gesamtaufwendung 
von  jährlidi 2,5 Mrd. DM erforder- 
lid i sein. Das entspridit etwa 1 V« 
unseres. Volkseinkommens, und das 
dürfte nidit zu viel sein, um un­
seren m ensdilidien Verpfliditun- 
gen nidit nadikommen zu wollen. 
Diese 2,5 Mrd. DM dienen der 
W irtsdiaft unmittelbar. Sie sind 
reine Kaufkraft, und —  was we- 
sentlidier ist —  sie sind Kaufkraft 
für Lebensnotwendigkeiten und 
dienen nidit dem Luxusbedarf. Sie 
kommen also im wesentlidien den 
W irtsdiaftszweigen zugute, die 
heute nidit im Sonnensdiein der 
Konjunktur stehen.

W ege zur Lösung des Problem s

Eine soldie Forderung in Zeiten 
des Anwadisens der öffentlidien 
Haushalte zu stellen, mag utopisdi 
klingen. W ir haben uns zu sehr 
daran gewöhnt, daß Fürsorgelei­
stungen vom  Staatshaushalt ge­
tragen werden müssen. Der öffent- 
lidie Haushalt kann aus dem Spiel 
bleiben. Es wäre sinnlos und ge- 
fährlidi, ihn aus dieser Forderung 
heraus mit einer Steuererhöhung 
zu beglüdcen. Die für diesen Zwedc 
aufgebraditen Mittel müssen streng 
zwedigebunden bleiben.

A udi der W eg  über die Sozial- 
versidierung und die „soziale Si- 
dierheit“ sdieint mir nidit erfolg- 
versprediend. Diese Institutionen 
sind viel zu sehr auf die Voraus­
setzung von  Arbeitsleistung und 
Sozialbeitrag abgestellt, als daß 
sie in diesem Falle wirkungsvolle 
Hilfe leisten könnten. Die Beurtei-
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lung söldier Schadensfälle muß aus 
einem ganz anderen Gesichtswin­
kel als der sozialen Gegenleistung 
erfolgen. Natürlich kann die prakti­
sche Durchführung an soziale Ver­
sicherungsinstitutionen angeschlos­
sen werden, um die Kosten einer 
neuen Institution zu sparen.

W ir versichern uns heute gegen 
viele Risiken des Lebens. W ir 
schließen beispielsweise auch Un­
fall- und Haftpflichtversicherungen, 
Feuer- und Diebstahlsversicherun­
gen und andere ab, obw ohl wir 
hoffen, diese Versicherungen nie­
mals in Anspruch nehmen zu müs­
sen. Teilweise handelt es sich hier­
bei auch heute schon um Zwangs­
versicherungen (z. B. Brändkassen, 
Kraftfahrzeug - Haftpflichtversiche­
rung, Betriebsunfallversicherung), 
gegen die niemand Einspruch er­
hebt, w eil der Nutzen für sie offen­
sichtlich ist. Warum sollten wir 
nicht eine Pflichtversicherung gegen 
Armut einführen, in die doch je ­
der geraten kann, wenn er es auch 
nicht erwartet. A ls Versicherungs­
empfänger treten nur solche Perso­
nen auf, deren monatliches Brutto­
einkommen zeitweilig oder dau-

ernd unter der genannten Grenze 
liegt. Diese Personen haben einen 
Anspruch auf Versicherungslei­
stung. Die Leistung besteht in 
einer Aufstockung der nachgewie­
senen Einkommen bis zur V er­
sicherungsgrenze und —  vielleicht 
—  nach Erreichung einer gewissen 
Altersgrenze.

Mit einer solchen Lösung könnte 
man sowohl dem Odium des W ohl­
fahrtsstaates, dem Odium der A r­
menfürsorge w ie dem Odium kari­
tativer Hilfe begegnen. Der V er­
sicherungsbeitrag könnte sogar auf 
Grund einer verantwortlichen 
Selbsteinstufung in einer großzü­
gigen Staffel bemessen werden, so 
daß keiner dadurch wirtschaftlich 
nennenswert belastet wird.

In unserem V olk  ist die Hilfs­
bereitschaft durchaus nicht verges­
sen. V iele haben aber ernstliche 
Bedenken, daß die für die W oh l­
fahrt geleisteten Opfer —  ob 
fakultativ oder obligatorisch —  
nicht den Personenkreis erreicht, 
dem sie helfen möditen. Sie 
möchten aber alle den Armen 
helfen, ohne daß diese H ilfe ein 
A lm osen ist. (h)

Sozialer Ausgleich durch einen Sozialfonds

A l s  geradezu alarmierend muß 
die Feststellung des Bundesmini­
steriums für Arbeit und Sozialord­
nung bezeichnet werden, daß 
8,2 Mill. Versicherte der sozialen 
Krankenversicherung nur ein M o­
natseinkommen haben, das unter 
200 DM liegt. 3,9 Mill. davon sind 
Sozialrentner, die früher pflicht­
versichert waren, w ie  ausdrüdclich 
hervorgehoben wird.

D ie B etroffenen  
, D iese amtlichen Zahlen beweisen, 
daß nicht nur durch die Renten­
reform eine Verzerrung des Ren­
tengefüges herbeigeführt wurde, 
sondern daß aiich eine lohnpoliti­
sche Verzerrung vorhanden ist.

Darüber hinaus muß man heute 
in unserem Lande von  einem „Fünf­
ten Stand" sprechen, zu dem die­
jenigen zu rechnen sind, die früher 
verm ögend waren, durch zwei 
W eltkriege verarmt sind, keinerlei 
Beiträge zu einer Sozialversiche­
rung geleistet haben und heute 
durch die öffentliche Fürsorge oder

einen niedrigen Lastenausgleich 
betreut werden. Der Verfasser 
hält —  gemessen an den vielen 
Zuschriften, die er aus diesen Krei­
sen seit 1950 erhält —  diese Zahl 
für nicht gering.

Auch das Schicksal der rd .2M ill. 
Rentner, deren Rente heute immer 
noch unter 100 DM im Monat liegt, 
gehört in diese Betrachtung. Es 
haben reí. 2 Mill. Rentner nur die 
Mindestrentenerhöhung von  21 
bzw. 14 DM erhalten. Es ist ein 
großer Irrtimi zu glauben, daß 
diese M illionen ihr Schicksal selbst 
verschuldet haben, w eil sie sich zu 
wenig um ihre Sozialversicherung 
gekümmert haben. Es handelt sich 
in der Hauptsache um Schichten, 
die früher ein geringes Einkommen 
hatten, w ie Land- und Heimarbei­
ter, Saisonbeschäftigte, Hausgehil­
finnen u. a. und deren Hinterblie­
bene. Diese 2 Mill. sind bei der 
pauschal vorgenommenen Renten­
umstellung sehr schlecht w egge­
kommen.

Stellen w ir nur zw ei Zahlen ge­
genüber, um den großen Unter­
schied und damit das soziale Span­
nungsmoment aufzuzeigen: 500 000 
W itwen der Arbeiterrentenversi­
cherung hatten bis 1957 eine M o­
natsdurchschnittsrente von  56,50 
DM, während die W itw e eines 
Ministerialdirektors eine Rente 
von 1070 DM erhielt. Gerade an 
der Entwicklung der Witwenrenten 
in den letzten Jahrzehnten kann 
man die sozialpolitische Entwick­
lung bei uns ablesen. Noch vor 
Jahrzehnten lehnte es der Gesetz­
geber überhaupt ab, diesen W it­
w en eine Rente zu gewähren, und 
verw ies sie  auf den Arbeitsmarkt. 
Hier ist noch viel nachzuholen, 
und dies muß bald geschehen. 
Mit den alten Vorstellungen vom 
Obrigkeitsstaat muß endlich ganz 
aufgeräumt werden, wenn man so­
ziale Spannungen, die zur Zer­
störung der Sozialordnung führen 
können, beseitigen will.

N eue R enten  form et 
brachte keine D ynam ik

Bei dieser Gelegenheit muß auch 
der Behauptung entgegengetreten 
werden, daß der neuen Rentenfor­
mel eine Dynamik innewohnt, die 
zu hohen Renten am Lebensabend 
führt. Das G egenteil ist, w ie jeder 
Kenner der Materie weiß, der Fall. 
Die neue Rentenformel bewirkt 
vielmehr eine fallende Tendenz. 
Die Werteinheiten für die in den 
einzelnen Jahren entrichteten Bei­
träge bzw. Entgelte ändern sich mit 
den steigenden Durchschnittsver­
diensten aller Versicherten. Mit 
steigendem Durchschnittsverdienst 
aller Versicherten vermindert sich 
bei gleichbleibendem Verdienst 
bzw. bei gleichbleibender Beitrags­
leistung jedoch di© W erteinheit 
(Vomhundertsatz), w ie das nachste­
hende Beispiel zeigt: So hatte die 
Beitragsmarke H, die den W ert von 
105 DM hat und einem Verdienst 
von 750 DM entspricht, noch 1957 
die W erteinheit von  16,49, aber 
schon 1958 nur von  15,48 und 1959 
nur noch von  14,87.

Der großen Verzerrung des Ren­
tengefüges muß nun in einer ver­
hältnismäßig ruhigen Zeit bald 
durch eine Reihe von  Maßnahmen 
begegnet werden. Auch hier nur 
ein Beispiel: Hunderttausende Teil­
nehmer des ersten W eltkrieges er-
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halten diese Jahre, wenn sie be­
reits sozdalversidiert waren, nur 
mit der Lehrlingsklasse II von 
14 Pfennig angeredinet, und diese 
Berechnung ist auch in die pau­
schale Umstellung übernommen 
worden. Derjenige jedoch, der in 
der Heimat verblieb und so Klasse 
VII kleben konnte, erhält heute bis 
zu 40 DM mehr an Rente im M o­
nat. Derjenige, der nodi nicht ver­
sichert war, geht leer aus. Der Ver­
fasser versuchte, die Teilnehmer 
des ersten Weltkrieges den Teil­
nehmern des zweiten W eltkrieges 
gleichzustellen, indem er im 1. Bun­
destag einen dahingehenden A n­
trag einbrachte, der jedoch gleich 
im Plenum abgewiesen wurde. 
Durch einen pauschalen Zuschlag 
pro Monat Kriegsteilnahme ließe 
sich dies heute leicht wieder in 
Ordnung bringen, aber man muß 
es wollen. In dieses Kapitel ge­
hört auch die ungerechte Handha- ; 
bung der Elternrente in der Kriegs­
opferversorgung, die zu unerträg­
lichen sozialen Härten führt.

Wir wären heute durchaus in der 
Lage, den sozial Benachteiligten, 
allen denen, die durch Alter oder 
Krankheit nicht mehr an der V er­
mehrung des nationalen Reichtums 
teilnehmen können, ein Mindest­
einkommen von 200 bis 250 DM zu 
gewähren. Nur auf diese W eise 
wäre es möglich, die sozialen Span­
nungen zu beseitigen.

Sosialfonds
Der W eg dazu ist durch die Schaf­

fung eines Sozialfonds zu erreichen. 
Eine Reihe gesetzgebender Maß­
nahmen kann dafür sorgen, daß ein 
solcher Sozialfonds, der in der Form 
der Lastenausgleichsbank geführt, 
ja sogar mit dieser zusammen lau­
fen kann, die erforderlichen Mittel 
erhält. Der gemeinsam erarbeitete 
Reichtum gehört dem Ganzen und 
muß für das Ganze verwendet wer­
den. W ir müssen in Zukunft von 
der gesamtwirtschaftlichen Kosten­

rechnung ausgehen. A llein der 
steuerfreie Zuwachs beim Aktien­
besitz wurde von  dem sachver­
ständigen Bundestagsabgeordneten 
Georg Kurlbau mit 100 Mrd. DM 
angegeben. Eine Abschöpfung von 
nur 2 "/o würde dem Sozialfonds 
bereits 2 Mrd. DM zuführen. In 
diesen Sozialfonds gehört auch ein 
großer Teil der 13.— 14 Mrd. DM, 
die für Zwecke der betrieblichen 
Sozialpolitik abgezweigt wurden, 
aber heute nach der Rentenreform 
nicht mehr in dieser Höhe gebraucht 
werden. Der Betriebsegoismus ist 
in diesem Ausmaß nicht berech­
tigt, da beispielsweise die Bau­
handwerker und andere, die an 
der Erstellung des Betriebes mit­
gearbeitet haben, nicht beteiligt 
werden.

A lles hängt auch hier vom  Ge­
lingen des Ganzen ab. Der soziale 
Ausgleich darf nicht auf der Grund­
lage eines verstärkten Betriebs­
egoismus beginnen, sondern muß 
ein sozialer Ausgleich auf der Ba­
sis eines Mindesteinkommens sein. 
Es ist auch in keiner W eise sozial 
vertretbar, wenn die 1516 M illio­
näre, die wir 1953 hatten und die 
nur 0,3 “/o der Bevölkerung aus­
machen, am Gesamtvermögen einen 
Anteil von 15,9 °/o haben. Es wird 
nicht einer N ivellierung das W ort 
geredet, es wird auch nicht die 
Einbeziehung asozialer Elemente 
in einen solchen Lastenausgleich 
gefordert. Ein solcher Ausgleich, 
der sich durch einige wenige Ge­
setze ohne eine revolutionäre Um­
schichtung erreichen ließe, wäre in 
der W elt beispielhaft. Es darf in 
diesem Zusammenhang das W ort 
von Prof. von Nell-Breuning aus­
gesprochen werden: „W er an der 
Erhaltung einer freiheitlichen W irt­
schaft interessiert ist, muß bereit 
sein, auch um einen hohen Preis 
den Zustand zu überwinden, daß 
die verm ögenlos dastehende Mehr­
heit der Bevölkerung ausschließ­

lich auf das, was man heute 
„Soziale Sicherheit“ zu nennen sich 
gewöhnt hat, angewiesen ist.“

Dieser Sozialfonds kann also 
ohne Erhöhung der öffentlichen 
Haushalte gespeist werden, ja  er 
soll unter Berücksichtigung der 
erforderlichen Investitionen und 
unter Berücksichtigung der Kon­
junkturlage nur brachliegende 
überschußmittel sinnvoll abschöp­
fen. Die „Soziale Sicherheit" ist 
für M illionen noch nicht erreicht. 
Selbst die angestrebte Umwand­
lung der öffentlichen Fürsorge zu 
einer Sozialhilfe kann keinen ent­
scheidenden W andel bringen.

Der gesellschaftspolitischen Ent­
scheidung der Rentenreform, daß 
der Teil der Arbeitnehmer, der an 
der Vermehrung des nationalen 
Reichtums noch teilnehmen kann, 
für den Teil eintreten muß, der 
dazu nidit mehr in der Lage ist, 
muß nunmehr bald der große Aus­
gleich durch einen Sozialfonds fo l­
gen. Es geht auch nicht so sehr 
um einen Kaufkraftzuwachs dieser 
zurückgebliebenen Schichten, son­
dern um die Schaffung eines Kli­
mas der sozialen Gerechtigkeit und 
Zufriedenheit. Schon die Herbei­
führung einer solchen Lage ist 
eminent wichtig. V on  einer Er­
höhung der Kaufkraft .würden 
übrigens gerade die Wirtschafts­
zweige profitieren, die es brauchen 
können, wie die Textilindustrie 
und die Agrarproduktion und ge­
wisse notleidende Zweige der Kon­
sumgüterindustrie. Die finanzpoli­
tischen Auswirkungen der Renten­
reform haben den Beweis bereits 
erbracht. Die laufende Renten­
anpassung vermeidet Konsumstöße.

Es geht bei diesem dringend not­
wendigen sozialen Ausgleich um 
mehr als um eine bescheidene Ver­
mögensumschichtung. Es geht dar­
um, allen den gerechten Anteil am 
gemeinsam erarbeiteten nationalen 
Reichtum zu gewähren. (E.M.)
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Gruppendeklassierung und kollektive Hilfe

D ie  Frage nach den , Zurückge­
bliebenen" im Vergleich zum heute 
gültigen Lebensstandard setzt die 
Beantwortung einer Vorfrage vor­
aus: W as ist dieser Lebensstan­
dard? In den Lohnkämpfen jüng­
ster Zeit haben Organisationen 
des öffentlichen Dienstes versucht, 
die Fürsorgerichtsätze zum Maß­
stab zu deklarieren, der nach ihrer 
Aussage von  einigen der untersten 
der Arbeitnehmergruppen gelegent­
lich kaum noch überschritten wird. 
Wenngleich es sich hier um Aus­
nahmefälle handelt, die sich weit­
gehend aus der hierarchisch-sche- 
matischen Errechnung bestimmter 
Verdienstgruppen erklären, so 
könnte man vielleicht geneigt sein, 
d ie Gesamtheit der öffentlichen 
Dienstsektoren zu einem Bereich 
zu erklären, der im Rahmen der 
Expansion unseres Wirtschafts­
systems geringere Ausweitungs­
tendenzen gezeigt hat.

D er B egriff  
d er  „erreichbaren  Norm“

Dabei muß man jedoch Ein­
schränkungen machen. Speziell die 
Beamtengehälter erleben in der 
Regel eine ruckweise Korrektur! 
je  nachdem, ob man die Betrach­
tung unmittelbar vor oder nach 
einem solchen Ruck ansetzt, wird 
das Urteil positiv oder negativ ge­
färbt sein. Zweitens ist zu beden­
ken, daß Vergleiche mit früheren 
Perioden oft am W echsel der Maß­
stäbe scheitern: W ohl hat der M i­
nisterialrat früherer Zeiten bei 
einer Indexbemessung eine relativ 
günstigere Position aufzuweisen 
gehabt als sein heutiger Kollege j 
dafür ist andererseits d ie Zahl der 
vergleichbaren Positionen überpro- 
portional angewachsen. Drittens 
hat sich der Sektor des öffentlichen 
Dienstes ungeheuer stark ausge­
weitet und ist in ganz anderem 
Maßstabe mitbestimmend für den 
Begriff „durchschnittlicher Lebens­
standard". Damit tritt die A bw ei­
chung von diesem weniger scharf 
in Erscheinung. Vielleicht sollte 
man diesen Begriff lieber ganz 
fallen lassen und eher von  dem 
Begriff der „Lebenshaltungsnorm" 
sprechen, die ebensowenig wie die 
ethische Norm etwas durchschnitt­
lich Erreichtes darstellt, wohl aber

eine Art Richtsatz, dessen Errei­
chung man bei durchschnittlichem 
Verhalten' als „erwartbar" ansieht.

Die Abweichung sollte jedoch 
noch stärker zum Ausdruck kom­
men, wenn der andere Faktor —  
die reale Einkommenshöhe —  bes­
ser meßbar wäre. Es ist das unge­
schriebene Gesetz unserer W irt­
schaft, daß der durchschnittliche 
Lebensstandard um so höher ist, 
je  mehr er von  unsichtbaren Fak­
toren bestimmt wird. Das Einkom­
men des Betriebes, das Einkommen 
der Organisation, die sich beide in 
Spesensätzen und Realverbrauchs­
möglichkeiten niederschlagen, hat 
mit wachsender durchschnittlicher 
Steuerbelastung eine immer grö­
ßere Bedeutung gewonnen. W enn 
heute von  einer sozialen Diskre­
panz innerhalb der Gruppe der 
Beschäftigten selbst gesprochen 
werden kann, so dürfte dieser 
Faktor der statistisch nicht sicht­
baren, sozial aber um so krasser 
wirkenden Lebenshaltungsunter­
schiede von  größter Bedeutung 
sein. Es kommt nicht mehr so sehr 
darauf an, daß man Verm ögen be­
sitzt, sondern vielmehr darauf, daß 
man Anrechte zur Beteiligung an 
diesen „unsichtbaren" Einkommens­
möglichkeiten innehat.

Strukturelle Verschiebungen

Aus unserer Fragestellung sind 
nun solche Schichten ausgeklam­
mert, die auf Grund einer gerin­
geren Zuwachsrate ihres Sektors 
zu Opfern struktureller Änderun­
gen geworden sind. Vielleicht fällt 
diese Tatsache nicht allzu schwer 
ins Gewicht: denn wir leben in 
einer Epoche, in der solche struk­
turellen Verlagerungen vielfach 
durch offene oder verdeckte Sub­
ventionen bzw. protektionistische 
Maßnahmen kaschiert bzw. stoß­
dämpferartig aufgefangen werden. 
In den Bereichen des Kohlen- und 
Erzbergbaus, der Landwirtschaft 
und der Eisenbahnen sind solche 
Tendenzen unverkennbar; andere 
Sektoren, die w egen Mangels 
öffentlicher Eingriffsmöglichkeiten 
nicht solcher Vorzüge teilhaftig 
werden —  w ie z.B . die Textilwirt-, 
Schaft und der öffentliche Nahver­
kehr — , werden z. T. von echten

regressiven Tendenzen getroffen. 
Daß beispielsweise der Verkehr 
mit seinem Anteil am Volksein­
kommen trotz überproportionaler 
Leistungssteigerung zurückgeblie^ 
ben ist, wurde in dem neuen Gut­
achten von  Prof. A lfons Schmitt 
eindeutig belegt.

Die eigentliche Ungerechtigkeit 
in der Entwicklung liegt nun darin, 
daß keineswegs ein generelles Auf­
fangen bzw. eine Verlangsamung 
der Folgeerscheinungen strukturel­
ler Verlagerungen stattfindet, son­
dern derartige Maßnahmen auf be­
stimmte Sektoren, z. T. sogar auf 
engere Bereiche innerhalb der be­
vorzugten Branchen beschränkt 
bleiben. Erste Aufgabe für eine 
Sozialreform wäre daher, sich ge­
nerell darüber klar zu werden, w ie 
weit solche Stoßdämpferfunktionen 
von  der öffentlichen Hand erfüllt 
werden sollen, und dann dafür zu 
sorgen, daß sie gleichmäßig alle 
Bereiche des Wirtschaftslebens er­
fassen. Das liegt auch im Interesse 
der bisher subventionierten Schich­
ten selbst, die anderenfalls eines 
Tages einen ruckweisen Abssturz 
befürchten müssen. Schließlich läßt 
sich vielleicht etwas dafür sagen, 
daß man den technischen Fort­
schritt aus sozialen Rücksichten 
etwas bremsen sollte: aber wenn 
ja, darf das nicht dem Zufall über­
lassen bleiben, sondern muß gene­
rell konzipiert sein.

D ie absolute D eklassierung;
A lte  und K ranke

W enn wir bisher die relativ Zu­
rückgebliebenen und die potentiell 
Zurückgebliebenen betrachteten, so 
bleibt die große Gruppe derer, die 
absolut im Hintertreffen gegen­
über dem Wirtschaftswundter gie- 
blieben sind. Man wird zögern, 
hier nach der Rentenreform die 
große Gruppe der Altersrentner 
einzuklassifizieren. Mit der allmäh­
lichen Altersumschichtung schwin­
den die Möglichkeiten zu einer 
starken Verbesserung ihrer Situ­
ation, solange sidi jedenfalls die 
gesamtwirtschaftliche Zuwachsrate 
verlangsamt. Das gilt für die 
direkte Erhöhung ihres Realein­
kommens. Auf der anderen Seite 
bleiben jedoch erhebliche M öglich­
keiten für eine indirekte Erhöhung 
des Lebensstandards aller Bevölke­
rungsschichten, d ie  in erheblichem
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Umfange auf den Verbrauch öf­
fentlicher Leistungen angewiesen 
sind: Das sind nicht nur die A l­
ten, sondern auch die Kranken und 
die nur teilweise Erwerbsfähigen.

Auf dreierlei W eise könnte 
ihnen geholfen werden: einmal
durch Ausbau der Gesundheitsfür­
sorge, zweitens durch systematische 
Verbilligung von  öffentlichen Lei­
stungen und Übernahme bestimm­
ter yersorgungsaufgaben durch die 
öffentliche Hand, zum dritten durch 
Ausbau desjenigen Teils der volks­
wirtschaftlichen Wertschöpfung, der 
dem kollektiven Verbrauch dient.

Statt genereller Gesundheitsfür­
sorge droht Abbau desBestehenden. 
Beispiele der zweiten Kategorie 
wären die Verbilligung von  V er­
kehrsleistungen, Gas, W asser und 
Strom sowie die Einbeziehung von 
Haushaltgeräten in die verbilligte 
Versorgung seitens der öffentlichen 
Wirtschaft. Die Tendenzen zur 
Kommerzialisierung und zum be­
triebswirtschaftlichen Heller-auf- 
Pfennig-Rechnen, wie sie heute im 
Vordringen begriffen sind, laufen 
dem diametral entgegen. Auch im 
Bereich der Wohnungswirtschaft, 
deren Leistungen immer stärker 
an zusätzliche Aufwendungen des 
einzelnen gebunden werden, ist 
das Element der öffentlichen V er­
sorgung so gut w ie geschwunden. 
Beispiele für den dritten Sektor
— den des kollektiven Verbrauchs
—  wären die Schaffung von  öf­
fentlichen Anlagen und Parks, der 
Ausbau des öffentlichen Bildungs­
wesens sowie der generellen A l­
tersfürsorge —  im menschlichen 
bzw. Dienstleistungssinne —  über 
den reinen Rentenbereich hinaus. 
Da dieser Bereich vielfach in kom ­
munaler Hand bleibt, die Gemein­
den aber der arme Mann unseres 
Wirtschaftswunders sind, geschieht 
in dieser Hinsicht zu wenig.

Eine letzte Kategorie der „abso­
luten Deklassierung" mag die Stel­
lung vieler Studierender, in der

Ausbildung Begriffener (Jungärzte 
u. ä.) betreffen. Diese Frage reicht 
jedoch soweit in das Gebiet einer 
Reform des Bildungswesens hin­
ein, daß sie hier schwerlich erör­
tert werden kann. Sie entsteht, 
w eil die individuelle Finanzierung 
aus der Familie und ihrem Besitz 
bzw. ihren Einkommensreserven 
nicht m ehr das Feldb eherrscht. Sozio­
logisch ist das ein Fortschritt; eine 
echte Lösung fehlt. In der völlig  
sorgenfreien Subventionierung fin­
det sich diese Lösung kaum, im 
Laissez faire ebensowenig. Ein 
Staat, der seine Jugend zum Sich- 
empor-Entsagen verdammt, muß 
sich nicht wundern, w6nn sie sich 
später um so gieriger auf Futter­
näpfe stürzt.

D ie relative D eklassierung: 
Standortproblem  und Raum politik

Eine weitere große Kategorie 
der „Zurüdcgebliebenen" bleibt zu 
erwähnen: die Einwohner der
Randgebiete und isolierten Regio­
nen. W enn bisher auf dem Um­
w eg über den Verkehrssektor 
solche Gebiete eine Förderung er­
fuhren, so ist auch hier in neuerer 
Zeit eher ein Abbau zu gewärti­
gen. Es bedürfte der Kombination 
einer gezielten Standortpolitik, die 
nicht nur mit Mitteln der Steuer­
ermäßigung, sondern auch mit teil­
weiser Investitionslenkung arbei­
tet, um dem Aschenbrödel im 
Bayerischen W ald imd in Ostfries­

land einige Brosamen vom  Tische 
der Ballungsgebiete hinzuwerfen.

Zweifellos müßte jede Förderung 
bisher einkommensmäßig zurück­
gebliebener Schichten und Regio­
nen potentielle Expansionstenden­
zen auslösen. Es mag nicht sicher 
sein, ob der eventuelle Kaufkraft­
zuwachs unmittelbar den konjunk­
turell nicht begünstigten W irt­
schaftszweigen zugute käme. Man 
wird nicht vergessen dürfen, daß 
sich das Zurückgebliebensein bei­
spielsweise gerade in der Unter­
versorgung mit öffentlichen Inve­
stitionen und dauerhaften Konsum­
gütern ausdrückt: Der Bau von  
Krankenhäusern, d ie  Schaffung 
verbesserter Verkehrsmittel und 
Versorgungsleistungen würden Be­
anspruchungen von Kapazitäten 
bringen, die z. Z. jedenfalls weit­
gehend ausgelastet sind. Um so 
wichtiger wird allerdings eine V or­
ausplanung, die diesen Teil der 
Versorgungsausweitung für den 
Beginn einer konjunkturellen A b­
schwächung vorbereitet. So wäre 
auch , bei Eintreten der längst 
analysierten Schrumpfungstenden­
zen im Abzahlungssystem für 
dauerhafte Konsumgüter die Ein­
schaltung der öffentlichen Hand 
denkbar. Das ist die einzige Ant­
wort auf die Frage, w ie  man eine 
Erhöhung der sozialen Kosten ver­
meiden könne: nämlich durch ihre 
rechtzeitige Einplanung in zukünf­
tig ausgenutzte Kapazitäten. (K.)

„Zurückgebliebene" im Handwerk

W e n n  es Handwerker gibt, die am 
wirtschaftlichen Aufstieg und an 
der Konjunktur keinen oder nur 
einen sehr geringen Anteil haben, 
so sind diese im Gegensatz zu an­
deren Berufsgruppen weniger un­
ter den Arbeitnehmern des Hand­
werks, den Gesellen, zu suchen als 
vielmehr unter den handwerklichen 
Unternehmern, den Meistern und 
Inhabern der Ein-Mann-Betriebe.

Es soll damit nicht generell ge­
sagt werden, daß alle Ein-Mann- 
Betriebe des Handwerks unrenta­
bel sind oder die Hochkonjunktur 
an ihnen vorüberging. Aber die 
Eigenart vieler handwerklicher Tä­
tigkeiten bringt es mit sich, daß 
ihre Produktivität keine Erweite­
rung zuläßt und damit einer wirt­
schaftlichen Expansion von  vorn­
herein enge Grenzen gezogen sind.
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W enn ein Industrie- oder, Han­
delsbetrieb unrentabel arbeitet und 
sein Besitzer keine Möglichkeiten 
mehr sieht, Gewinne zu erzielen, 
so wird dies im allgemeinen das 
Ende des Betriebes bedeuten. Für 
den allein arbeitenden selbständi­
gen Handwerksmeister und seinen 
Betrieb liegen die Dinge anders, 
er ist nicht „Geschäftsmann" im 
eigentlichen Sinne. Die Einstellung 
seiner Tätigkeit würde oftmals eine 
Versorgungslücke aufreißen, und 
er lebt auch heute noch, namentlich 
auf dem Lande, in den Bahnen einer 
jahrhundertealten Tradition, die 
ihm seine Tätigkeit mehr Berufung 
als Broterwerb sein läßt.

W elche K reise sind b etro ffen ?

Die Frage, welche Kreise des 
Handwerks heute noch in einem 
ausgesprochenen Mißverhältnis zu 
unserem sozialen Existenzniveau 
leben, ist nicht eindeutig nach ein- 
izelnen Handwerksberufen zu beur­
teilen. So gibt es beispielsweise 
Handwerkszweige, die nahezu aus­
gestorben sind, deren erhalten ge­
bliebene Reste aber dennoch blü­
hende Betriebe aufweisenj so etwa 
die Holzschuhmacher, die es nur 
noch an der holländischen Grenze 
gibt, wo sie gut leben. Demgegen­
über gibt es ältere Schuhmacher­
und Sattlermeister, W agner oder 
Drechsler in bäuerlichen Gegenden, 
die im Zeitalter der Gummistiefel 
und der verschwindenden Pferde 
mit ihrer Arbeit kaum das Exi­
stenzminimum erreichen. W ären 
diese Meister noch jung, so hätten 
sie ihre Betriebe längst auf m o­
derne Fertigungen und Reparatu­
ren umgestellt, w ie etwa die dörf­
lichen Schmieden meist neuzeitliche 
Lanchnaschinenwerkstätten einge­
richtet haben.

R eform pläne
Es fehlt im Handwerk nicht an 

reformerischen Plänen und erfolg­
reichen Maßnahmen, um diesen 
Kreisen die Umstellung auf die Er­
fordernisse der modernen Technik 
und damit den Anschluß an die Er-, 
höhung des Lebensstandards zu 
verschaffen. Im neuen Bundeshaus­
halt sind 6 Mill. DM Gewerbeför­
derungsmittel für das Handwerk 
vorgesehen, entsprechende Sum­
men standen auch in den vergan­
genen Jahren zur Verfügung. Ein

Großteil dieser Mittel steht zur 
Aus- und W eiterbildung und für 
Umstellung von  Handwerksbetrie­
ben zur Verfügung, die auf Grund 
des technischen Fortschritts eine 
vollständige Umstellung durchma­
chen müssen oder mit Hilfe von 
Krediten in die Lage versetzt wer­
den sollen, ihre Betriebe zu erwei­
tern und zu modernisieren. Denken 
wir nur einmal an die moderne 
Landwirtschaft. W elche Handwer­
ker brauchte der Bauer noch vor 
zehn Jahren für Pferd, W agen und 
Hof, und welche Handwerksberufe 
müssen heute für die Inganghal­
tung eines mechanisierten Land­
wirtschafts- oder M olkereibetriebes 
sorgen?

Die Reformen zur Umstellung des 
Landhandwerks, die bereits vor 
Jahren eingeleitet wurden, sind 
im wesentlichen erfolgreich abge­
schlossen. W o sich die Reste alter, 
aussterbender Handwerkszweige 
auf dem Lande noch erhalten ha­
ben, ist es meist das Alter der M ei­
ster, das eine Umstellung erschwert 
und ihnen damit nicht mehr das 
notwendige Existenzminimum gibt.

BÄBCO CK
D A M P F K E S S E L B A U

OBERHAUSEN/RHEINL

Das Handwerk hat die ihm zur 
Verfügung stehenden Gewerbe­
förderungsmittel niemals als eine 
soziale Fürsorge angesehen. Der 
Präsident des Zentralverbandes des 
Deutschen Handwerks, Joseph 
W ild, hat immer wieder betont, 
daß das Verschwinden von  mehr 
als 100 000 selbständigen Hand­
werksbetrieben in den vergange­
nen Jahren gesellschaftspolitisch 
zwar sehr bedauerlich ist, aber im 
Zuge des Strukturwandels unserer 
gesamten Wirtschaft nicht zu ver­
meiden war. Es entspräche nicht 
den Grundsätzen der Marktwirt­
schaft, wenn man diese Betriebe 
künstlich erhalten hätte.

Für diejenigen Handwerksbe­
triebe, die sich auf die Erfordere 
nisse des neuzeitlichen Bedarfs und 
der veränderten technischen M e­
thoden erfolgreich umstellten, be­
deutet diese Umstellung nicht im­
mer auch eine materielle Besser­
stellung. In den meisten Fällen be­
deutet es für den Betriebsinhaber 
und oftmals für seine mitarbeiten­
den Familienangehörigen harte Ar­
beit und Entbehrungen, bis die Ren­
tabilität des umgestellteni Betrie­
bes gesichert ist.

Stolz und Arm ut
Gerade im Handwerk trifft man 

in vielen Fällen auf Kreise, die 
auf Grund ihres Traditionsbewußt­
seins und aus einem sozialen Pre­
stige heraus ihre wahren Lebens­
verhältnisse nicht erkennen lassen. 
Sie sind als Handwerksmeister ein­
fach zu stolz dazu, zuzugeben, daß 
sie für sich und ihre Familie weni­
ger haben als jeder ihrer Gesellen. 
Aus dieser Auffassung und aus 
dem Gefühl einer gesamtwirtschaft- 
lidien Verantwortung heraus hat 
es bisher das Handwerk grundsätz­
lich abgelehnt, Subventionen zu 
empfangen. Die 6 Mill. DM für Ge­
werbeförderung können kaum als 
Subvention angesehen werden, sie 
sind zudem eine äußerst geringe 
Belastung des öffentlichen Haus­
haltes. Steuererhöhungen werden 
in jedem Falle vom  Handwerk ab­
gelehnt, da sie niemals der not­
wendigen weiteren Wirtschafts­
expansion dienlich sind.

Dagegen sieht das Handwerk es 
als ein  soziales Prestige an, daß 
seine jahrelange Forderung auf eine 
handwerksgerechte Schlußregelung 
der Handwerker-Altersversorgung 
endlich durch ein Gesetz verwirk­
licht wird. D iese Altersversorgung 
wird gerade denjenigen Handwer­
kern dienen, d ie mangels einer aus­
reichenden Alterssicherung heute 
noch ihre Betriebe aufrechterhalten 
müssen, aber aus ihnen kaum noch 
das Existenzminimum herauswirt­
schaften können.

Bei einer materiellen Besserstel­
lung derjenigen Handwerkskreise, 
deren persönliche Einkommen kaum 
das Existenzminimum erreichen, ist 
ein starker Kaufkraftzuwachs kaum 
zu erwarten. Es handelt sich zu­
meist um ältere Handwerker, die 
keine großen persönlichen Anschaf-
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fungen mehr tätigen werden. A u­
ßerdem neigt der Handwerker als 
freier Unternehmer mehr als man­
cher andere Stand zum Sparen. 
Durch seine Berufslaufbahn und 
die Wechselfälle des Lebens ist ihm 
schon als Geselle durch die ver­
schiedenen Einrichtungen, wie z.B. 
das Junghandwerkersparen, die 
Spartätigkeit zur Selbstverständ­
lichkeit geworden. Handwerker 
waren immer die besten Kimdeh 
der Volksbanken und Sparkassen. 
Strukturelle M aßnahmen gefordert  

Abschließend ist festzustellen, 
daß ein Großteil derjenigen Hand­
werker, die vom. Wirtsdiaftswun- 
der nicht betroffen werden, auf dem 
Lande lebt, daß es sich meist um 
sehr kleine „Kümmerbetriebe“ oder 
„schrumpfende" Handwerkszweige 
handelt, denen es auch aus diesen 
Gründen seit Jahren an Nadiwuchs 
fehlt. Sie durch Subventionen bes­
serzustellen, kann niemals das 
endgültige Ziel wirtschaftspoliti­
scher Maßnahmen sein. Das Hand­
werk in seiner Gesamtheit fordert 
eine Strukturpolitik, die es auf 
Grund steuerlicher und wirtschafts­
fördernder Maßnahmen ermöglicht, 
daß alle Handwerkszweige eine ge­
sunde Grundlage haben und mit 
der allgemeinen Wirtschaftsexpan­
sion Schritt halten können. Ein in 
allen seinen Teilen wirtschaftlich 
gesundes Handwerk als Kern eines 
leistungsfähigen Mittelstandes ist 
gerade in unserer modernen ar­
beitsteiligen Wirtschaft nnentbehr- 
lidi. (A. S.)

Konjuhkturpolitisdie Aufgaben des Budgets?

Idi halte es für einen törichten Versuch, feststellen zu wollen, daß 
unsere gegenwärtige Konjunktursituation nicht überhitzt sei. Auf 

einem ganz anderen Blatt steht aber die Erwägung, was die Ursache 
dieser Überhitzung ist. W ir haben oft versucht, dafür Verständnis zu 
erwecken, daß die Konjunktur nur deshalb überhitzt ist, weil die Aus­
weitung der Produktionskapazität im Rahmen der verfügbaren Kräftö 
und Mittel nicht mit dem Anwachsen der Einkommen Schritt halten kann. 
W ir müssen also Investitionen fördern, die gezielt eine Ausweitung der 
Produktionskapazität in den überbeanspruchten Branchen —  oder besser 
in den Branchen, die mit der fortschreitenden Integration und Einkom­
menssteigerung einer Überbeanspruchung ausgesetzt werden —  bewir­
ken, wir dürfen sie aber nicht bremsen. Jede Bremsung der Produktions­
ausweitung —  sei es auch mit dem Mittel der „konjunkturpolitischen 
Abschöpfung“ —  verschärft die Überhitzung der Konjunktur, denn die 
sozialpolitischen Forderungen oder das Anwachsen der Masseneinkom­
men werden auf diese W eise nicht gebremst.

Die Kämpfe um den neuen Haushalt spiegeln diese konjunkturpoli­
tische Auseinandersetzung in krasser W eise wider. W enn w ir die Erhal­
tung eines freien Wirtschaftssystems wünschen, und das steht ja  auf 
den Bannern der Regierungskoalition, und auch die Opposition stimmt 
dem vo ll zu, müssen in Zeiten einer starken Konjunktur die öffentlichen 
Ausgaben und Investitionen gebremst werden. Der öffentliche Haushalt 
soll seine Ausgaben und Investitionen dann steigern, wenn die Kon­
junktur schwach ist. Niemals darf die öffentliche Wirtschaft aus Prestige­
gründen in Konkurrenz zur privaten Wirtschaft treten. Eine konjunktur­
politische Abschöpfung seitens der öffentlichen Hand ist ein gefährliches 
wirtschaftspolitisdies Mittel. Es ist wohl unbestritten, daß gerade die 
öffentliche Hand bei einer konjunkturpolitisdien Überhitzung in aus­
schlaggebenden Branchen die Verantwortung trägt.

M it jeder strukturellen Umschichtung —  und wir stehen in einem 
strukturellen Umschichtungsprozeß —  werden mehr Aufwendungen des 
Staates auftreten. D iese Mehraufwendungen müssen sich aber im Rah­
men des steuerlichen Mehraufkommens halten, das die starke Konjunk­
tur liefert. W as darüber hinausgeht, muß eingespart werden. Solche 
Einsparungen sind, w ie die Debatte gezeigt hat, durchaus möglich. Das 
Gebiet der Subventionen bietet in der augenblicklichen Konjunktur­
phase dazu noch reichlich Möglichkeiten. Die öffentliche Hand darf 
Subventionen nur dann gewähren, wenn es sich in einem strukturellen 
Umschichtungsprozeß um Übergangs- und Notmaßnahmen handelt. Sobald 
diese Maßnahmen einen permanenten Charakter anzunehmen drohen, 
müssen sie durch andere wirtschaftspolitische Maßnahmen —  beispiels­
weise die Manipulationen der Preisstruktur —  ersetzt werden. Es ist 
natürlich schwer, derartige Überwälzungen in einem Budget vorzuneh­
men, das im Schatten von W ahlen steht. A ber nur der unpopuläre 
Fdnanzminister ist der gute Finanzmann. übrigens machen ihn Steuer­
erhöhungen —  sei es auch im konjunkturpolitischen Mantel —  nicht 
populärer. (sk)

Dr. Emest Feder, University o f  Nebraska

Betraditungen über den Gemeinsamen Markt in Südamerika

Am 30. September 1959 einigten sich sieben Staaten 
des südlichen Teils des südamerikanischen Kon­

tinents (Argentinien, Brasilien, Chile, Paraguay, Peru 
und Uruguay) in M ontevideo auf einen Vertragsent­
wurf, der einen Gemeinsamen Markt für die Teil­
nehmer der Konferenz vorsieht. Es ist nicht das erste 
Mal, daß sich diese Nationen, die zwar geographisch, 
nicht aber wirtschaftlich eine Einheit bilden, bemühen, 
ihre Handelspolitik zu koordinieren. Der wirtschaft­
lichen Einheit stehen die großen Entfernungen zw i­
schen ihren Märkten, mangelnde Transportmöglich- 
keiten und natürliche Hindernisse entgegen. Aber es 
ist wohl dem moralischen und politischen Vorbild 
des Gemeinsamen Marktes in  Europa zu verdanken.

daß sich diese Pläne jetzt zu realisieren scheinen. 
Es ist daher angebracht, einige allgemeine Betrach­
tungen über den Einfluß anzustellen, den dieser V er­
trag auf die wirtschaftlichen und sozialen Verhält­
nisse der Länder und ihre wirtschaftliche Entwicklung 
ausüben kann, w ie auch über die Schwierigkeiten, 
die sich seinem erfolgreichen Ausgang entgegenstel­
len. Dabei w ird man nicht umhin können, einige 
kurze Vergleiche mit europäischen Verhältnissen zu 
ziehen. Aber es soll sogleich hinzugefügt werden, 
daß diese Betrachtungen und Vergleiche vom  Ge­
sichtspunkt eines amerikanischen. Beobachters gemacht 
werden, der an der wirtschaftlichen Entwicklung Süd­
amerikas interessiert ist.
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